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Aiga

Es mochte die frühere mediziniſch - techniſche Leitung berechtigt fein gu einer Beit , als das

Verhältniß der Aerzte zur Staatsverwaltung noch ein anderes geweſen , als die oberſte Medizi⸗

nalbehörde noch beſtellt war , um die Ausübung des ärztlichen Berufes ſelbſt ſoweit zu über⸗

wachen , daß ſie demſelben die Direktiven für ſeine Handlungsweiſe im einzelnen Falle , haupt⸗

ſächlich aber bei epidemiſchen und ſeuchenhaften Krankheiten zu geben berufen war . Wenn es aber

auch zu ihren Aufgaben gehört , Fragen , welche nur in der Entwicklung der mediziniſchen Wiſſen⸗

ſchaft ſich ergeben , aufzuwerfen , zur Entſcheidung vorzubereiten , ſei es über Urſache und Vorkom⸗

men gewiſſer Krankheiten , über deren Zuſammenhang mit beſtimmten Lebensweiſen , mit örtlichen

Gewohnheiten , über die Sterblichkeit durch einzelne Krankheiten , über Zunahme und Abnahme

derſelben , ſo werden ſolche vollſtändig in den Bereich der techniſchen Mitglieder fallende Fragen

doch ſchließlich nur in der Möglichkeit ihrer Verwerthung für die Staatsverwaltung zum Aus⸗

drucke kommen .

Den weſentlichen Inhalt der vom Obermedizinalrathe erledigten Geſchäfte werden wir , ſo⸗

weit geeignet , unter den entſprechenden Rubriken unſeres Berichts anzugeben nicht unterlaſſen .

2. Bezirksärzte .

Als untere techniſche Organe des Medizinalweſens wirken die Bezirksärzte , deren in der

Regel je einer für jedes Bezirksamt beſtellt iſt ( Verordn . v. 28 . Mai 1864 . Rgbl . Nr . 24) .

Ihre Dienſtobliegenheiten ſind in der das II . Stück der Medizinalordnung bildenden „Inſtruktion
der Bezirksärzte “ v. 21 . Juni 1806 zuſammengeſtellt , deren Inhalt übrigens nach dem heutigen

Zuſtand der Verwaltung mehrfach antiquirt iſt . Im Weſentlichen geht die Aufgabe der Bezirks⸗

ärzte dahin , die Staats⸗Bezirksverwaltung in allen medizinalpolizeilichen Angelegenheiten techniſch

zu berathen .

Dieſelben ſind in der Regel bleibend mit Staatsdienereigenſchaft , gleich den

übrigen wiſſenſchaftlich gebildeten Beamten der Staatsverwaltung , angeſtellt , beziehen eine jährliche

Normalbeſoldung von 500 fl . , die alle 5 Jahre um 100 fl. erhöht wird , und außerdem jähr⸗

lich ein Reiſe - Averſum von 120 fl. Die Medizinaltaxordnung für amtliche Verrichtungen vom

9. Mai 1867 ( Rgs . Bl . Nr . 21 ) ſetzt die Vergütungen feſt , die denſelben bei auswärtigen Amts⸗

geſchäften verabfolgt werden ( für den Tag zu 8 Stunden 5 fl. Diät und 1 fl. 30 kr . Reiſe⸗
koſtenaverſum), desgleichen die Gebühren , welche ſie in einzelnen Fällen für Amtsverrichtungen
von zahlungspflichtigen Privaten zu fordern haben . Die Forderungen , welche ſie für Geſchäfte

im Dienſte der Verwaltung wie der Rechtspflege zu machen haben , werden vom Verwaltungs⸗

Hofe geprüft und gur Zahlung auf die Amtskaſſen angewieſen . Diejenigen jedoch , deren Anſätze

auf techniſchen Vorausſetzungen beruhen , um ſowohl die Nothwendigkeit derſelben als auch die

für das Geſchäft erforderliche Zeitdauer zu bemeſſen , werden vom Bezirksamte unſerer Stelle zu

einer Vorprüfung in dieſer Richtung vorgelegt . Es ſind alle die wegen Epidemien und anſtecken⸗
den Krankheiten erwachſenden Koſtenforderungen . In gleicher Weiſe kommen ſolche Koſten, welche

auf die Staatskaſſe übernommen werden , wie für ärztliche Behandlung erkrankter Gensdarmen ,

zu unſerer Prüfung . j

Bei 59 Amtsbezirken des ganzen Landes ſind zuſammen 66 Bezirksärzte angeſtellt , weil einige



dieſer Bezirke, mehrere Amtsgerichtsbezirke umfaſſend , mehrere Bezirksärzte haben. Im Laufe der letz⸗

ten fünf Jahre fanden bei 22 Bezirksarztſtellen neue Beſetzungen Statt ; 11 Bezirksärzte gingen mit

Tod ab ; 8 derſelben wurden in Ruheſtand verſetzt ; 9 erhielten den Charakter als Medizinalräthe und

2 das Ritterkreuz des Zähringer Löwenordens ertheilt . Der Obermedizinalrath iſt früher von grop -

herzoglichem Miniſterium jährlich ermächtigt worden , durch einzelne Mitglieder des Kollegiums in

medizinalpolizeilicher Beziehung techniſche Viſitationen bei den Bezirksverwaltungs⸗Stellen

vornehmen zu laſſen , worüber ſodann von dem Kollegium ſelbſt in Verbindung mit den erfor⸗

derlichen Anträgen an großherzogliches Miniſterium berichtet wurde . Seit dem Jahre 1863

unterblieben ſolche Viſitationen , indem man abzuwarten beabſichtigte , bis vorerſt die damals neu

eingeführte allgemeine Verwaltungsorganiſation gehörig in Wirkſamkeit ſei . Die Wiederaufnahme

dieſer Viſitationen dürfte jetzt wieder am Platze ſein . Sämmtliche Bezirksärzte legen übrigens am

Schluſſe jeden Jahres durch den ſ. g. Haupt - Jahresbericht ausführliche Rechenſchaft über

ihre amtliche Thätigkeit ab , unter Darſtellung der ſanitätspolizeilichen Zuſtände ihres Bezirks ,

worauf von uns aus entſprechende Beſcheide ergehen .

Es iſt ſchon hier und da die Frage aufgeworfen worden , ob es nicht an der Zeit ſei ,

die beſtehende Einrichtung bezüglich der Bezirksärzte derart zu ändern , daß die Staatsverwaltung

von bleibender Anſtellung eigener Bezirksſtaatsärzte abſtehe und ſich darauf beſchränke , unter den

am Sige des Bezirksamts zufällig wohnenden praktiſchen Aerzten Einen als techniſchen Saver -

ſtändigen vertragsmäßig aufzuſtellen und zu honoriren . Allein nach reiflicher Erwägung möchten

wir dieſem Syſteme doch nicht das Wort reden . Denn es kann nicht bezweifelt werden , daß die

dem techniſchen Bezirksſanitätsbeamten geſteckte Aufgabe eine dauernde , bleibende , und zwar , wie

alle Verwaltungsaufgaben , eine ſolche des allgemeinen Intereſſes iſt . Es iſt daher geboten , dağ die

betreffende Perſönlichkeit nicht nur mit voller ſittlicher und geiſtiger Kraft der Aufgabe des Amtes

nachkomme und dieſe ſo zu ihrem Berufe mache , ſondern auch im Stande ſei , den Sonder⸗

intereſſen unabhängig gegenüberzutreten . Indem die Staatsverwaltung mit Recht dies fordert , wird

auch die Gegenforderung des Beamten eine billige ſein , ihm thunlichſt die wirthſchaftlichen Bedin -

gungen ſeiner Unabhängigkeit zu gewähren , die aber annähernd nur durch einen feſten , rechtlich

geſicherten Gehalt (Staatsdienerrecht ) , nicht aber durch einzelne , zufällige Erwerbsakte erzielt

werden wird . Uns erſchiene es als ein das wichtige Intereſſe des allgemeinen Geſundheitsweſens

gefährdender Rückſchritt , wollte man davon abgehen , deſſen techniſche Verſorgung nicht mehr in

Form eines Amtes , ſondern eines gewöhnlichen Auftrags⸗Verhältniſſes gegen Einzelbelohnung

bewirken zu laſſen . Es dürfte dies in gegenwärtiger Zeit umſoweniger angezeigt ſein , je mehr gerade

bei unſern jetzigen geſellſchaftlichen Zuſtänden , wie wir ſpäter darthun werden , eine veränderte , ſehr

tief eingreifende Auffaſſung des Sanitätsweſens ſich geltend macht .

Allerdings verkennen wir nicht , daß zu dieſem Behufe die rein ärztliche Bildung der Sa⸗

nitätsbeamten nicht mehr zureichen will , und daß ſomit in den Anforderungen ſtaatsärztlicher

Bildung eine Steigerung wird eintreten müſſen . Als Vorbedingung hierzu wird zunächſt eine

entſprechende Veranſtaltung auf der Univerſität erſcheinen , vermöge welcher die auf Chemie, Phyſik

und Phyſiologie ſich ſtützende allgemeine Geſundheitspflege als eigener Lehrzweig behandelt würde .

Bereits iſt auf der Univerſität Heidelberg inſofern eine Vorſorge getroffen , als der dortige Be -

zirksarzt zugleich als Profeſſor an der Univerſität ſpeziell für das Fach der Hygieine beſtellt iſt
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und ihm jüngſt durch weſentliche Erleichterung in ſeinem Amte als Bezirksarzt wohl genügende

Muße gegeben wurde , dieſen Lehrzweig beſonders zu kultiviren .

3. Bezirksaſſiſtenzärzte .

Jedem Bezirksarzt ſoll in der Regel als Gehilfe und Stellvertreter ein gewöhnlich iie
Staatsdienereigenſchaft beſtellter Bezirksaſſiſtenzarzt beigegeben ſein . Früher war die medi⸗

ziniſch⸗techniſche Bezirksſtelle , Phyſikat genannt , regelmäßig durch zwei mit Staatsdienereigenſchaft
angeſtellte Staatsärzte , den Phyfikus und den Amtschirurgen , vertreten , deſſen Dienſtobliegenheiten

durch die jetzt antiquirte Nr . VIL der Medizinalordnung : „Inſtruktion für die Bezirkswundärzte “
geregelt waren . Der Grund hievon lag in der früheren Trennung der Licenzirung zur Aus⸗

übung der verſchiedenen Zweige der Heilkunde (linnere, chirurgiſche und geburtshilfliche ) und der

hierauf gebauten Geſetzgebung bezüglich der Herſtellung des Beweiſes in Strafſachen durch zwei

mediziniſche Sachverſtändige . Seit die Prüfung in der Geſammtheilkunde als Bedingung für die

Zulaſſung zur ärztlichen Praxis verlangt wird , genügt gewöhnlich ein Staatsarzt in der Perſon
des Bezirksarztes als Sachverſtändiger zur Berathung der Verwaltung wie des Gerichts . Da⸗

durch kam es , daß ſeit Jahren bei Abgang von Aſſiſtenzärzten und Amtschirurgen deren

Stellen nicht mehr beſetzt wurden , ſondern für die Fälle etwa nöthiger Mitwirkung eines zweiten

Gerichtsarztes oder der nöthigen Stellvertretung des Bezirksarztes ein am Amtsſitze oder in deſſen

Nähe wohnender , hiezu geeigneter Arzt bezeichnet wird , um ohne Anſtellung nur gegen Bezug
der taxmäßigen Diäten und Gebühren nach Bedarf verwendet zu werden . Obwohl dieſe Wahlen
meiſt nur durch die zufällige Anweſenheit des Gewählten am Amtsorte beſtimmt werden , ſo hat

doch dieſes Syſtem bisher keine Nachtheile gezeigt , indem die verlangten Dienſte ohnehin jährlich
nur einige Male vorkommen und höchſtens bei Stellvertretungen nach Todesfall , längerem Urlaub W.

hie und da Unzuträglichkeiten eintreten können .

Wir zählen dermalen noch5 aus früherer Zeit überkommene , mit beſchränkter mediziniſcherLicenz
verſehene Amtschirurgen und 18 Aſſiſtenzärzte mit Staatsdienereigenſchaft ; deren Normalgehalt
beträgt 180 fl. nebſt 120 fl . jährl . Reiſeaverſum und erhöht ſich alle fünf Jahre um 40 fl. Außerdem
ſind 10 Aſſiſtenzärzte ohne Staatsdienereigenſchaft und mit einem gleich großen Normalgehalt
und 32 als Aſſiſtenzärzte gegen Gebührenbezug funktionirende praktiſche Aerzte vorhanden .

Unter jenen ſiud jedoch einige Aſſiſtenzarztſtellen aus früherer Zeit , wo die Staatsver⸗

waltung in entlegenen und armen Bezirken Aerzte mit dieſem Titel beſtellte und beſoldete , weni⸗

ger für Anforderungen der Staatsverwaltung ſelbſt, als um den Bewohnern ärztliche Hilfe zu
ermöglichen . In neuerer Zeit hat man jedoch angefangen , zur Erreichung dieſes Zweckes, ſo weit

überhaupt noch nöthig , ein anderes Mittel in Anwendung zu bringen , indem man dergleichen
Stellen nicht mehr von Staatsverwaltungswegen vergibt , ſondern nah Erforderniß den betr . Ge -

meinden einen Geldzuſchuß gewährt , um ſelbſt für die Berufung eines Arztes zu ſorgen . Der⸗

artige Aſſiſtenzarztſtellen beſtehen nur noch in Tiefenbronn und Stetten a. k. . , wogegen jene in

Oſterburken , Schönau bei Heidelberg , Mudau und Herriſchried eingingen und ſtatt ihrer Geld⸗

zuſchüſſe an die Gemeinden verwilligt wurden .

Zur vollſtändigen Darſtellung der im Dienſte der Staatsverwaltung ſtehenden techniſchen
Sanitätsbeamten und ihrer dienſtlichen Verhältniſſe wären nun ferner die Kreisoberhebärzte ,
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